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bejaht hat, ist im Folgenden ein Antrag der Staatsanwaltschaft zu
entwerfen. Dies kann, wie bereits ausgeführt, entweder in einer
selbstständigen Verfügung oder als Nebenentscheidung in der Ab-
schlussverfügung geschehen.

Zur Veranschaulichung dient folgender Fall und der dazu ausfor-
mulierte Haftbefehlantrag:

Florian Silberpfennig (S) lebt gerne über seine Verhältnisse. So
begibt er sich regelmäßig auf Einkaufstour durch die nordrhein-
westfälischen Großstädte, um seine Kauflust zu befriedigen. Am
Nachmittag des 8.1.2007 war es mal wieder soweit. An diesem Tag
kaufte sich S bei Kaufhaus K in der Kölner Innenstadt einen Anzug
für 350,00 A. Zur Zahlung legte er an der Kasse seine EC-Karte der
C-Bank vor. Dabei wusste er, dass sein Konto auch diesmal wieder
im Minus war, aber der Anzug gefiel ihm einfach zu gut. Auch am
12.1.2007 legte er bei dem Möbelhaus I in Köln seine EC-Karte vor
und kaufte dort Einrichtungsgegenstände für insgesamt 2.000,00 A

ein. Kurz nach dieser Einkaufstour meldete sich S am 14.2.2007 von
Amts wegen von seinem Wohnsitz in Bonn nach unbekannt ab. Das
für K und I tätige Inkassobüro IB erstattete gegen S schließlich Straf-
anzeige. Im Zuge der gegen S geführten Ermittlungen gelangten Ko-
pien der Kartenzahlungsbelege mit der Unterschrift des S, sowie ei-
nige Kontoauszüge des S von der C-Bank zur Akte. Aus diesen geht
hervor, dass S weitere Geschäfte in Höhe von 5.650,00 A geschädigt
hat. Trotz intensiver Fahndungsmaßnahmen der Polizei konnte der
derzeitige Aufenthaltsort des S allerdings nicht ermittelt werden.

Staatsanwaltschaft Köln
Köln, den 6.6.2007
AZ: 23 Js 777/ 07

Verfügung
1) U.m.A
dem Amtsgericht

– Ermittlungsrichter –
in Köln
übersandt mit folgendem Haftbefehlantrag:
Gegen
Florian Silberpfennig

geboren am 12.12.1975 in Königswinter
Staatsangehörigkeit: deutsch
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wohnhaft Lessingstraße 12 in 53123 Bonn, derzeit unbekannt
wird die Untersuchungshaft angeordnet.
Er ist dringend verdächtig,
am 8.1.2007 und am 12.1.2007
in Köln
durch zwei selbstständige Handlungen
in der Absicht, sich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, das Vermögen eines anderen dadurch geschädigt zu haben,
dass er unter Vorspiegelung falscher Tatsachen einen Irrtum erregte.
Fall 1:
Am 8.1.2007 um 17.00 Uhr kaufte der Beschuldigte bei dem Kauf-
haus K in Köln einen Anzug für 350,00 A ein. Zur Zahlung legte er
an der Kasse seine EC-Karte vor. Dies erfolgte aber ohne Zahlungs-
absicht und in Kenntnis der fehlenden Kontodeckung.
Fall 2:
Auf die gleiche Art und Weise ging der Beschuldigte auch am
12.1.2007 bei der Niederlassung des Möbelhauses I in Köln vor.
Dort erwarb er Einrichtungsgegenstände für insgesamt 2.000,00 A,
obwohl er wusste, dass sein Konto nicht über die notwendige De-
ckung verfügte.
Vergehen, strafbar gemäß § 263 I StGB.
Der dringende Tatverdacht ergibt sich aus der Strafanzeige des In-
kassobüros IB, der Kopie der Kartenzahlungsbelege mit umseitiger
Unterschrift des Beschuldigten und den durch die C-Bank zu den
Akten gereichten Kontoauszügen des Beschuldigten.
Es besteht der Haftgrund der Flucht nach § 112 II Nr. 1 StPO. Der
Beschuldigte hat sich am 14.2.2007 von Amts wegen von seinem
Wohnsitz in Bonn nach unbekannt abgemeldet. Die bisherigen
Fahndungsmaßnahmen hatten keinen Erfolg. Insbesondere blieben
Nachfragen der Polizei im ehemaligen Wohnhaus des Beschuldigten
ohne Ergebnis.
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (§ 112 I 2 StPO) ist ge-
wahrt. Wie sich aus den Kontoauszügen ergibt, hat der Beschuldigte
auch zahlreiche weitere Unternehmen geschädigt. Der Schaden be-
trägt insgesamt 8.000,00 A. Der Beschuldigte hat mit einer emp-
findlichen Strafe zu rechnen. Da die Ermittlungen im Übrigen abge-
schlossen sind, kann nach Gewährung rechtlichen Gehörs unverzüg-
lich Anklage erhoben werden.
2) Wvl 3 Wochen
(Unterschrift Staatsanwalt)
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Herbert Klein Plauen, den 21.5.2007
Dresdener Str. 15
Plauen

An das
Verwaltungsgericht
Chemnitz

Eilantrag wegen einer Zwangsgeldfestsetzung

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich beantrage hiermit Eilrechtsschutz gegen die von der Stadt Plauen verfügte Festsetzung eines Zwangs-
geldes gegen mich in Höhe von 3000 A (Bescheid vom 11.5.2007).

Die Vorgeschichte, wie es zu dieser Festsetzung kam, teile ich Ihnen wie folgt mit:

Im Herbst 2004 übernahm ich von Herrn Meier die Gaststätte »Wiesengrün« in Plauen, Hoch-
feldstr. 5.

Mit Schreiben vom 2.3.2005 beantragte ich bei der Stadt Plauen, mir die Außenbewirtschaftung der Gast-
stätte »Wiesengrün« mit der Einfriedigung der vorhandenen Terrasse mit einem Holzzaun zu gestatten
(wie beim Vorgänger Meier).
Dem Antrag hatte ich eine Lageskizze beigefügt, wonach die Gesamtlänge der bewirtschafteten Gehweg-
fläche 12 m und deren Breite 2,5 m betragen sollte (insgesamt 30 qm).

Das im Genehmigungsverfahren hinzugezogene Polizeirevier Plauen stellte dann fest, dass die Angaben
im Lageplan von den tatsächlichen Gegebenheiten abwichen: Die mit einem grünen Holzzaun umge-
bene Terrasse hat tatsächlich eine Länge von 11 m und eine Breite von 2,8 m (insgesamt ca. 31 qm).
Deshalb betrage die für den Gehweg verbleibende Breite nur noch 2,2 m und werde auf einer Stelle
durch einen Lichtmast auf 1,2 m nutzbare Gehwegbreite reduziert.

Daraufhin erteilte mir die Stadt Plauen unter Bezugnahme auf § 46 StVO in stets widerruflicher Weise
mit Bescheid vom 12.5.2005 die Erlaubnis,

»auf der im beigefügten Lageplan schraffiert dargestellten 24 qm großen Verkehrsfläche
Tische und Stühle sowie Pflanzkübel vor der Gaststätte Wiesengrün aufzustellen.«

Auf diesem Lageplan war die Gesamtlänge der Bewirtschaftungsfläche mit 12 m, die Breite mit 2 m und
die verbleibende Restbreite des Gehweges mit 3 m angegeben.

Weiterhin hat mir die Stadt Plauen mit dieser Erlaubnis
»nach vorheriger Anordnung der sofortigen Vollziehung ein Zwangsgeld in Höhe von 3000 A angedroht für
den Fall, dass die nachfolgend aufgeführten Bedingungen/Auflagen nicht eingehalten werden.«

Unter diesen »Bedingungen/Auflagen« hat die Stadt Plauen in 20 Einzelpositionen u.a.
verfügt:
»1. Der beigefügte Lageplan ist Bestandteil der Genehmigung.
2. Es ist untersagt, eine planabweichende Aufstellung der Außenbestuhlung bzw. ein Überschreiten der Bestuh-
lungsfläche vorzunehmen. Geschieht dies dennoch, ist dieser Teil der Außenbestuhlung unverzüglich zu entfer-
nen.
4. Die Errichtung von Bauten oder Bauteilen jeder Art, die mit dem Boden fest verbunden sind, ist nicht
gestattet.
8. Für die Sondernutzung haben die Erlaubnisnehmer eine Sondernutzungsgebühr ... zu entrichten.
9. Diese Genehmigung wird vorbehaltlich der erteilten Erweiterung der Schankerlaubnis erteilt.«

Im März 2007 stellten Bedienstete der Stadt Plauen bei einer Ortsbesichtigung fest, dass die Außenbe-
wirtschaftung vor unserer Gaststätte »Wiesengrün« auf einer Fläche von 36 qm durchgeführt worden sei,
außerdem betrage die Restbreite des Gehweges zwischen dem Zaun und dem Laternenmast nur 1,1 m.
Schließlich hätten wir auch eine Umzäunung aufgebaut, die fest mit dem Erdboden verbunden sei.

3/2009216
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Mit Schreiben vom 10.4.2007 hat mich die Stadt Plauen auf diese Beanstandungen hingewiesen und
aufgefordert, die Außenbestuhlung auf das genehmigte Maß zurückzuführen, da ansonsten das in der Ge-
nehmigung vom 12.5.2005 angedrohte Zwangsgeld in Höhe von 3000 A festgesetzt werden müsste.

Bei einer weiteren Kontrolle am 27.4.2007 stellten Bedienstete der Stadt Plauen fest, dass ich keine Ver-
änderung an der Außenbestuhlung vorgenommen hatte.

Daraufhin erließ die Stadt Plauen gegen mich am 11.5.2007 einen Bescheid über die Festsetzung des
vorher angedrohten Zwangsgeldes in Höhe von 3000 A (mittels Zustellungsurkunde), dagegen habe ich
bereits Widerspruch bei der Stadt Plauen erhoben.

Gegen diesen Bescheid betr. Zwangsgeldfestsetzung vom 11.5.2007 wende ich jetzt mit dem Antrag auf
einstweiligen gerichtlichen Rechtsschutz.

Ich erhebe insbes. folgende Einwendungen:

1. Die Androhung des Zwangsgeldes kann nicht mit der Genehmigung betr. Außenbewirtschaftung
verbunden werden, denn dabei handelt es sich um eine belastende Maßnahme, die als Vollstreckungs-
maßnahme einer gesonderten schriftlichen Verfügung bedarf.

2. Die Androhung des Zwangsgeldes mit Bescheid vom 12.5.2005 verstößt gegen das Bestimmtheits-
prinzip des § 20 III, IV des Sächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes, da nicht erkennbar ist, auf
welche der behördlichen Anordnungen (Bedingungen/Auflagen) sich die Zwangsgeldandrohung kon-
kret bezieht.

3. Abschließend ist festzustellen, dass die komplette Übernahme des androhten Zwangsgeldbetrages in
Höhe von 3000 A auf die anschließend erfolgte Festsetzung vom 11.5.2007 ebenfalls rechtswidrig ist.
Denn es ist nicht gerechtfertigt, bei einem nur teilweisen Verstoß gegen die Auflagen/Bedingungen ohne
weitere Überlegungen einfach den vorher angedrohten Betrag pauschal zu übernehmen und festzusetzen.

Ich gehe angesichts dieser Vielzahl von Rechtsfehlern davon aus, dass der Eilantrag erfolgreich sein wird
und bitte um rasche Entscheidung.

Hochachtungsvoll
Herbert Klein

Stadt Plauen Plauen, 5.6.2007
Der Oberbürgermeister

An das
Verwaltungsgericht
Chemnitz

3 K 617/07

In dem Rechtsstreit

Herbert Klein gegen die Stadt Plauen
vertreten durch den
Oberbürgermeister

beantragen wir, den Antrag des Herrn Klein vom 21.5.2007 zurückzuweisen.

1. Die Angaben der Antragsteller zum Sachverhalt treffen zu.

2. Zusammen mit der Genehmigung der Außenbewirtschaftungsfläche vom 12.5.2005 hat die Stadt
Plauen belastende Regelungen getroffen, die entspr. den Festlegungen des VwVfG bzw. GastG als
Bedingungen/Auflagen bezeichnet und auch konkret benannt wurden.

3/2009 217
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Diese behördlichen Festlegungen als der Genehmigung beigefügte Belastungen des Antragstellers
sind zutreffend von der Stadt Plauen mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung und einer sich
anschließenden Zwangsgeldandrohung in Höhe von 3000 A versehen worden. Damit wollten wir
die Einhaltung dieser Regelungen durch den Antragsteller (und Widerspruchsführer) sicherstellen.
Insoweit genügt diese Androhung nach vorheriger Anordnung der sofortigen Vollziehung der belas-
tenden Regelungen der Genehmigung dem Bestimmtheitsprinzip des Verwaltungsvollstreckungs-
rechts.
Außerdem ist es nicht zu beanstanden, einen begünstigenden Verwaltungsakt (Genehmigung der
Außenbewirtschaftung) mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung nur wg. der Nebenbestim-
mungen zu versehen. Und anschließend im Zusammengang mit belastend wirkenden Auflagen
bzw. Bedingungen kann gleichzeitig eine Zwangsgeldandrohung vorgenommen werden, das ist
rechtlich nicht zu beanstanden.

3. Sowohl die Genehmigung der Außenbewirtschaftung vom 12.5.2005 mit den genannten Aufla-
gen/Bedingungen als auch die damals ausgesprochene Zwangsgeldandrohung sind inzwischen unan-
fechtbar, sie ergingen bereits vor 2 Jahren. Der Antragsteller hat dagegen keinen Widerspruch
eingelegt.
Deshalb können gegen die damaligen verwaltungsbehördlichen Maßnahmen im jetzigen Eilverfah-
ren betr. die aktuelle Zwangsgeldfestsetzung vom 11.5.2007 keine Einwendungen mehr erhoben
werden.

4. Demnach hat das Verwaltungsgericht in diesem Eilverfahren nur noch über die Rechtmäßigkeit
der Zwangsgeldfestsetzung in Höhe von 3000 A zu entscheiden. Rechtliche Bedenken gegen diese
behördliche Maßnahme sind nicht ersichtlich.

5. Letztlich ist es auch nicht zu beanstanden, den vorher angedrohten Betrag über das Zwangsgeld
in Höhe von 3000 A nunmehr auch festzusetzen. Wg. der großen Abweichung der tatsächlichen
Außenbewirtschaftungsfläche von der genehmigten Fläche ist dies gerechtfertigt und nicht zu bean-
standen.

Der Antragsteller kann deshalb mit seinem Begehren keinen Erfolg haben.

Berger
Stadtrechtsrat

Herbert Klein 25.6.2007
Plauen

An das
Verwaltungsgericht
Chemnitz

Eilververfahren, Az.: 3 K 617/07

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Schreiben der Stadt Plauen vom 5.6.2007 haben Sie mir übersandt. Dazu möchte ich folgendes
antworten:

Unverständlich ist, dass die Stadt Plauen behauptet, ich könnte jetzt nicht mehr die aus meiner
Sicht fehlerhafte und deshalb rechtswidrige Androhung über 3000 A Zwangsgeld aus dem Jahre
2005 beanstanden. In einem Rechtsstaat ist jede behördliche Entscheidung von Gerichts wegen
überprüfbar, erst recht eine Zwangsgeldandrohung, die nicht in Ordnung ist.
Bei den vielen Auflagen bzw. Bedingungen, welche die Stadt Plauen damals festgesetzt hat, ist eine
Zuordnung des angedrohten Zwangsgeldes zu den einzelnen »Positionen« überhaupt nicht mehr
möglich. Deshalb ist auch die jetzige Zwangsgeldfestsetzung fehlerhaft.

3/2009218
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Dass diese Festsetzung des gesamten Betrages in Höhe von 3000 A (wie vorher angedroht) rechts-
widrig ist, versteht sich doch von selbst. Angemessen wäre höchstens ein Betrag in Höhe von 500 A

gewesen. Da aber die Androhung, wie ich bereits geschrieben habe, falsch war, spielt diese Überle-
gung jetzt keine große Rolle mehr.

Ich bitte jetzt um schnelle Entscheidung, da ich ansonsten davon ausgehen muss, den festgesetzten
Betrag in Höhe von 3000 A auch bezahlen zu müssen, im Zweifel wird die Stadt Plauen gegen
mich die Vollstreckung des Betrages in Höhe von 3000 A in Form der Beitreibung einleiten.

Hochachtungsvoll

Herbert Klein

Stadt Plauen Plauen, 10.7.2007
Der Oberbürgermeister

An das
Verwaltungsgericht
Chemnitz

3 K 617/07

In dem Rechtsstreit

Herbert Klein gegen die Stadt Plauen
vertreten durch den
Oberbürgermeister

haben wir das Schreiben des Antragstellers vom 25.6.2007 zur Kenntnis genommen.

Neuigkeiten sind dort nicht enthalten, es bleibt bei unserer Rechtsauffassung gemäß Stellungnahme
vom 5.6.2007.

Abschließend teilen wir auf den gerichtlichen Hinweis mit Schreiben vom 30.6.2007 ausdrücklich
mit, dass wir bis zur gerichtlichen Entscheidung in dieser Sache keine weiteren Vollstreckungsmaß-
nahmen (insbes. Beitreibung des festgesetzten Zwangsgeldes) gegen den Antragsteller einleiten wer-
den.

Berger
Stadtrechtsrat

Anmerkung zu dem genannten gerichtlichen Schreiben vom 30.6.2007:
»... Es sei aber darauf hingewiesen, dass ein im Einzelfall gebotener Aufschub auch durch eine
Zwischenentscheidung des Gerichts erreicht werden kann und dass sich die Behörde vielfach (auf
Anregung des Gerichts) verpflichtet, nicht vor der Entschedung über den Antrag gemäß § 80 V
VwGO zu vollstrecken« (VGH München, NVwZ-RR 2002, 809).
Dem Verfasser sind aus der Praxis auch derartige »Anregungen« des VG Chemnitz gekannt.

■ AUFGABE
1. Prüfen Sie gutachterlich die Erfolgsaussichten des Antrags vom 21.5.2007. Dabei sind alle entschei-

dungserheblichen Fragen anzusprechen und zu erörtern.
2. Fertigen Sie den Tenor (ohne Streitwertfestsetzung) der Entscheidung des VG Chemnitz, die am

26.7.2007 ergeht.

3/2009 219
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■ BEARBEITERHINWEISE
1. Von der Rechtmäßigkeit der dem Antragsteller von der Stadt Plauen erteilten Genehmigung

vom 12.5.2005 als den Antragsteller begünstigenden Verwaltungsakt ist auszugehen.
2. Die mit diesem Bescheid gleichzeitig erfolgte Anordnung der sofortigen Vollziehung ist ebenfalls

rechtlich nicht zu beanstanden.

■ LÖSUNGSHINWEISE1

A. ZULÄSSIGKEIT
(Siehe dazu die Klausuren des Verfassers »Annaberg sieht rot«, VR 2006, 203 ff., und »Leipziger
Ersatzvornahme«, JA 2007, 627 ff.; Kintz Öffentliches Recht im Assessorexamen, 5. Aufl. 2007,
S. 181 ff.)

I. Verwaltungsrechtsweg, 40 I VwGO
Hier unproblematisch, es handelt sich um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nichtverfassungs-
rechtlicher Art.

Diese Streitigkeit wurzelt im Verwaltungsvollstreckungsrecht, die Rechtsgrundlage der behördli-
chen Maßnahme ergibt sich aus einer öffentlich-rechtlichen Norm (Sächsisches Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz, VwVG) und es besteht ein typisches Über- und Unterordnungsverhältnis zwischen
Behörde und Bürger (Subordinationstheorie).

II. Beteiligte
Der Antragsteller selbst und der Antragsgegner, die Stadt Plauen, vertreten durch den Oberbürger-
meister, als sog. Ausgangsbehörde.

III. Die Antragsbefugnis liegt vor, weil der Antragsteller hinsichtlich des Verwaltungsaktes im
Hauptsacheverfahren (Widerspruch gegen den Bescheid der Stadt Plauen betr. Zwangsgeldfestset-
zung in Höhe von 3000 A) nach § 70 I 1 VwGO widerspruchsbefugt bzw. nach § 42 II VwGO
klagebefugt ist wg. der Möglichkeit einer Rechtsverletzung (konkret hier Art. 2 I GG).

Der Antragsteller hat auch noch vor der gerichtlichen Entscheidung über seinen Eilantrag bei
der Stadt Plauen Widerspruch eingelegt.

IV. Eine ordnungsgemäße Antragstellung liegt vor, § 81 VwGO. Der Antragsteller will die
Anordnung der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs erreichen, da bei Verwaltungsvollstre-
ckungsmaßnahmen (Zwangsgeldfestsetzung als typische Verwaltungsvollstreckungsmaßnahme)
kraft Gesetzes (§ 11 VwVG) die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs entfällt.

V. Statthaftigkeit des Antrages (s. dazu VG Hamburg, NVwZ-RR 2003, 75)

Zwangsgeldfestsetzung als
belastender Verwaltungsakt

1. Es handelt sich bei dem Bescheid der Stadt Plauen vom 11.5.2007 betr. Zwangsgeldfestsetzung um
einen belastenden Verwaltungsakt (Brühl JuS 1997, 926, 1022; s. § 28 I VwVfG) i.S. § 35 S. 1 VwVfG
(BVerwG, NVwZ 1997, 381 [382]; OVG Koblenz NVwZ 1994, 715; VG Weimar LKV 2001, 574).

Dieser ist gegenüber dem Antragsteller wirksam geworden durch Bekanntgabe an den Antragstel-
ler (und Widerspruchsführer) in Form eines durch die Post übermittelten Briefes nach §§ 41 I
i.V.m. 43 I VwVfG (OVG Koblenz NVwZ 1994, 715 [716]; VGH München NJW 1984, 2845:
»Daß ein Verwaltungsakt grundsätzlich erst mit der ordnungsgemäßen Bekanntgabe an den, der
von ihm betroffen wird, Wirksamkeit erlangt, ist eine wesentliche Folge des Rechtsstaatsprinzips«).

Konkret handelt es sich dabei um einen den Antragsteller belastenden Verwaltungsakt, der nach
§ 11 VwVG (ebenso § 12 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes Baden-Württemberg,
nachfolgend als LVwVG bezeichnet; Art. 21a BayVwZVG) sofort vollziehbar ist (siehe dazu Weber
VR 2004, 181 [191]).

Abgrenzung zwischen
§ 80 V und 123 VwGO

2. Da ein belastender Verwaltungsakt angegriffen wird, ist hier im Eilverfahren ein Antrag
nach § 80 V VwGO zutreffend und nicht ein Eilantrag nach § 123 VwGO. Denn nach
§ 123 V VwGO gelten die in § 123 I–IV getroffenen Regelungen nicht für die Vollziehung
eines angefochtenen Verwaltungsaktes oder die Beseitigung der aufschiebenden Wirkung eines
Rechtsbehelfs (BVerfG NJW 1980, 35 ff.; Pietzner/Ronellenfitsch Das Assessorexamen im Öf-
fentlichen Recht, 11. Aufl. 2005, S. 662).

Ist die Klage also im sog. Hauptsacheverfahren (nach Durchlaufen des Widerspruchsverfahrens,
sog. Anfechtungswiderspruch) eine Anfechtungsklage (wie hier mit dem Ziel der Aufhebung des

1 Die Klausur ist dem Urteil des VGH Mannheim vom 17.8.1995 (NVwZ-RR 1996, 612 ff.) nachgebildet; siehe dazu auch Weber VR
2004, 182 (187 ff.) (Fall 3).
Die Lösung erfolgt auf der Grundlage von sächsischem und baden-württembergischem Verwaltungsvollstreckungsrecht (mit ausdrückli-
chen Hinweisen auf die etwas andere Rechtslage in Bayern).

3/2009220




